
Kreise und Landessportbund 
in NRW vereinbaren intensive 
Kooperation 
Presseerklärung vom 15.03.2006 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Land- 
kreistag (LKT) und dem Landessportbund 
(LSB) Nordrhein-Westfalen soll künftig 
intensiviert werden. Dies bekräftigten Prä- 
sident Walter Schneeloch vom LSB und 
Vizepräsident Dr. Arnim Brux vom LKT 
NRW bei einem Zusammentreffen in der 

tion in der Sozial- und Jugendpolitik 
zukommt. 
Vizepräsident Brux, Landrat des Ennepe- 
Ruhr-Kreises, der auch dem Ausschuss für 
Schule, Kultur und Sport des nordrhein- 
westfälischen Landkreistages vorsitzt und 
den Landkreistag zukünftig im Sportpoli- 
tischen Beirat des Landessportbundes 
vertreten wird, betonte: „Wir werden die 
Aktivitäten des Landessportbundes und 
die Bedeutung des Sportes sowohl auf der 
Kreisebene als auch in der Cremienarbeit 
des Landkreistages stärker gewichten. Die 

Ceschäftsstelle des Landessportbundes in Ausgleichs- und ~r~änzungsfunktion der Vereinbarten eine intensive Kooperation: 
Duisburg. Die Hauptgeschäftsführer der Kreise für die kreisangehörigen Gemein- LKT-Vizepräsident Dr. Arnim Brux, LSB- 
beiden Verbände, Walter H. Probst (LSB) den kommt auch im Bereich des Sports Hauptgeschäftsführer Walter H. Probst. 
und Dr. Martin Klein ( L U ) ,  unterstrichen zum Tragen." Für die Kreise in ihrer LKT-Hauptreferentin Dr. Angela Faber. 
dabei unter anderem die große Bedeu- Eigenschaft als Schulträger seien die LSB-Präsident Walter Schneeloch und LKT- 
tung, die dem Sport im Bereich der Sportverbände wichtige Kooperations- Hauptgeschäftsführer Dr. Martin Klein 
Gesundheitsförderung sowie der Präven- partner. (V. Iks.) (Foto: Andrea Bowinkelmann) 

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 4lApril 2006 00.1 0.03.2 

Stellungnahme des Landkreistages NRW 
zum Gesetzentwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Schulgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen 
(2. Schulrechtsanderungsgesetzl 

Der Landkreistag NRW hat bestätigt durch Vorstandsbeschluss zum Referentenentwurf eines Zweiten Schulrechtsänderungsgesetzes 
am 23.02.2006 die nachfolgende Stellungnahme abgegeben. 
Soweit sich die Stellungnahme auf einzelne Regelungsvorschläge des Referentenentwurfs bezieht, verweisen wir auf den Text des 
Referentenentwurfs, der auf der lnternetseite des LKT NRW unter www.lkt-nrw.de (Service - Stellungnahmen) zu finden ist. 
Im Nachfolgenden die Stellungnahme des Landkreistages NRW im Einzelnen: 

I. Allgemeine Vorbemerkungen 

1. Zielsetzung des Gesetzentwurfs 

Der Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
begrüßt die angestrebte Modernisierung 
des Schulwesens in Nordrhein-Westfalen 
mit der allgemeinen Zielsetzung eines 
gerechten Schulwesens, in dem jedes Kind 
und jeder Jugendliche unabhängig von sei- 
ner Herkunft seine Chancen und Talente 
nutzen und entfalten können soll und in 
dem alle Schulabgänger entsprechend ihrer 
Fähigkeiten für eine Berufsausbildung oder 
ein Studium gut gerüstet sein sollen. 

2. Gegenstand der Stellungnahme des 
Landkreistages NRW 

Es ist Praxis des Landkreistages NRW als 
kommunaler Spitzenverband, der die Inter- 

essen der 31  nordrhein-westfälischen Krei- 
se, der Landschaftsverbände und des 
Regionalverbandes Ruhr vertritt, sich als 
Verband in der Regel nicht an allgemeinen 
bildungspolitischen Diskussionen zu betei- 
ligen. Stellungnahmen des Landkreistages 
NRW zu Vorhaben und Gesetzentwürfen 
der Landesregierung beschränken sich des- 
halb durchgängig auf solche Pläne oder 
Regelungen, die eine unmittelbare Auswir- 
kung auf von seinen Mitgliedern wahrzu- 
nehmende Aufgaben haben (z.5. Schulträ- 
gerschaft, örtliche Schulämter der Kreise, 
Jugendhilfe, örtliche Sozialpolitik, Wirt- 
schafts- und Strukturförderung). An dieser 
Praxis hält der Landkreistag NRW auch bei 
der Stellungnahme zum zweiten Schul- 
rechtsänderungsgesetz fest. Die Stellung- 
nahme äußert sich daher nicht zu den teil- 
weise in der Offentlichkeit kontrovers dis- 

kutierten allgemeinen bildungspolitischen 
und pädagogischen Fragen, die der 
Gesetzentwurf regelt (verbindlichere 
Crundschulempfehlung, Reform der gym- 
nasialen Oberstufe, „Kopfnotenu etc.). 

3.Einhaltung des Konnexitätsprinzips 

Der Referentenentwurf greift zahlreiche bil- 
dungspolitisch sinnvolle Ziele auf und führt 
sie erstmals einer ausdrücklichen gesetz- 
lichen Regelung zu oder konkretisiert schon 
vorhandene allgemeine gesetzliche Rege- 
lungen (z.5. stärkere individuelle Förderung 
von Schüierinnen und Schülern, Auswei- 
tung von Sprachfördermaßnahmen und 
Einführung von Sprachtests schon im vier- 
ten Lebensjahr, größere Eigenständigkeit 
der Schulen etc.). Diese bildungspolitischen 
Zielsetzungen können nur mit Leben erfüllt 
werden, wenn hierfür zusätzliche Res- 



Hinzuweisen ist auf drei bedenkliche Aus- 
wirkungen der anvisierten neuen Rege- 
lung: / 

wird ohne Berufsschulbezir 
- Hinsichtlich der Qualität 

schulen wird eine negative 

die Qualität der Ausb. 
andere „weicheu Faktor 

len führen wird. 

Oberzentrums li genden Ausbildungs- 
betriebe mit del J Besuch des zu dessen 
Wohnort näher elegenen Berufskollegs 
durch den Au ubildenden einverstan- 
den erklären. F Ige wird die Gefährdung 
der erforderlic en Klassenstärke des bis- 
her breiter f / equentierten Berufskolleg 

den vergleichbare negative Entwicklungen 
eintreten können wie bei einer Abschaf- 
1 

fung von Schulbezirken für 
im dualen System. 

11. Schulaufsichtsbehörden 
(5 86 Referentenentwurf - 
Streichung des 5 88 Abs. 5) 

Wir sprechen uns gegen die Streichu g des 
5 88 Abs. 5 Schulgesetz aus. Zur B grün- 
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meinen Vorbemerkungen unter Z' er 1 .  5. 
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tenzen von den Bezirksregierungen 
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12. Gleichstellung der ALG II- und Asyl- 
bewerberleistungsempfänger mit den 
Empfängern von laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt hinsichtlich der 
Befreiung für Lernmittel 
(5 96 Referentenentwurf) 

Die in 5 96 Abs. 3 des Referentenentwur- 
fes nunmehr vorgesehene Befreiung auch 
der ALL Il-und Asylbewerberleistungs- 
empfänger vom Eigenanteil an den Lern- 

mitteln wird abgelehnt. Wir verweisen 
auch auf die gleichlautende Beschlusslage 
beim Städte- und Lemeindebund Nord- 
rhein-Westfalen. 
Es  besteht keine Notwendigkeit, Empfän- 
ger von ALL-ll-Leistungen ebenso wie die 
Empfänger von Hilfe zu Lebensunterhalt 
von der Aufbringung des Eigenanteils bei 
den Lernmitteln zu befreien und insoweit 
diesen gleichzustellen. Dies ergibt sich aus 
folgenden Argumenten: 

- Falls es nicht zu einer Befreiung des Per- 
sonenkreises der ALL Il-Empfänger von 
der Zahlung des Eigenanteils bei den 
Lernmittelkosten kommt, kämen je nach 
Schulform auf ALL Il-Empfänger 
monatlich zwischen 1,25 und 5 Euro an 
zusätzlichen Kosten zu. Diese geringen 
Beträge könnten ggf. durch anderes 
Konsumverhalten der ALL Il-Empfänger 
ohne gravierende Schwierigkeiten auf- 
gebracht werden. Eine Beeinträchtigung 
der Chancengleichheit dieses Personen- 
kreises beim Zugang zu Bildungsange- 
boten ist daher nicht erkennbar, wenn 
sie nicht vom Eigenanteil befreit würden. 

- Die Höhe des Arbeitslosengeldes II ist 
bewusst so festgelegt worden, dass in 
der Regel noch ein ausreichender 
Abstand zum Niedriglohnsektor besteht. 
Durch diesen Abstand soll ein Anreiz 
zum Arbeiten geschaffen werden. Er 
wird gefährdet, wenn öffentliche Stellen 
aller Art ALL Il-Empfängern zusätzliche 
finanzielle Vergünstigungen gewähren. 

- Die unterschiedliche Behandlung von 
Sozialhilfeempfängern und ALL Il-Enip- 
fängern ist gerechtfertigt, weil ALL II- 
Empfänger bessere Hinzuverdienstmög- 
lichkeiten haben. 

Ferner weisen wir daraufhin, dass die Aus- 
dehnung der Eigenanteilsbefreiung hin- 
sichtlich der Lernmittel auf die Personen- 
kreise der ALL II- und Asylbewerberleis- 
tungsempfänger eine die Kommunen als 
Schulträger erheblich belastende Maßnah- 
me darstellt. Nach internen, nicht im Refe- 
rentenentwurf dargestellten Berechnungen 
des Schulministeriums sollen danach bei 
Verwirklichung der geplanten Cleichstel- 
lung auf die Schulträger in den Schuljahren 
2006/2007 und 2007/2008 jeweils etwa 5 
Mio. Euro zusätzliche Kosten zukommen. 
Im Schuljahr 2008/2009 sollen Mehrkos- 
ten von 3,4 Mio. Euro entstehen, weil ab 
diesem Schuljahr der bisher von den Eltern 
zu zahlende Eigenanteil an den Lernmittel- 
kosten von 49 % auf 33 % absinkt. Diese 
dann eintretende Absenkung des Eigenan- 
teils hat das ~chulministerium ab 
2008/2009 gegengerechnet. Wir weisen 
vorsorglich darauf hin, dass die kommuna- 
len Spitzenverbände eine solche Legen- 



rechnung nicht für sachgerecht halten und 
ihr widersprechen. 
Diese die Kommunen belastende Maßnah- 
me hätte entsprechend dem landesverfas- 
sungsrechtlichen strikten Konnexitätsprin- 
zip und dem Konnexitätsausführungsge- 
setz mit einer Kostenfolgeabschätzung 
und einer entsprechenden Belastungsaus- 
gleichsregelung entweder im Referenten- 
entwurf des Schulgesetzes oder in einem 
begleitenden Gesetzentwurf (auf den aber 
in 5 1 des Referentenentwurfs des Schul- 
gesetzes hätte hingewiesen werden müs- 
sen, vgl. 5 6 KonnexAG) versehen werden 
müssen. Da dies nicht geschehen ist, muss 
ein Verstoß gegen die Landesverfassung in 
Verbindung mit dem Konnexitätsausfüh- 
rungsgesetz festgestellt werden, den wir als 
Verstoß gegen materielles Recht und Ver- 
fahrensrecht rügen. Ferner weisen wir vor- 
sorglich darauf hin, dass konnexitätserheb- 
liche Gesetzentwürfe der Landesregierung 
nach 5 7 Abs. 1 Konnexitätsausführungs- 
gesetz nach der ersten Beschlussfassung 
der Landesregierung mit einer Frist von vier 
Wochen den kommunalen Spitzenverbän- 
den zur Stellungnahme zugeleitet werden 
müssen. Sollte die Landesregierung den 
jetzt vorliegenden Referentenentwurf im 
Sinne des Konnexitätsausführungsgesetz 
nachbessern wollen, ist diese Vierwochen- 

frist zu beachten. Sollte ein entsprechender 
Gesetzentwurf gem. 5 9 Konnexitätsaus- 
führungsgesetz aus der Mitte des Landta- 
ges kommen, bestehen wir auf einem 
Beteiligungsverfahren mit den kommuna- 
len Spitzenverbänden entsprechend 5 7 
Abs. 1 und 2 Konnexitätsausführungsge- 
setz. 

III. Sonstiger Novellierungs- 
bedarf des Schulgesetzes 
Beteiligung der Kreise 
und kreisfreien Städte bei 
der Besetzung von Stellen 
schulfachlicher 

"ufsichtsbeamter 
(5 91 Abs. 5 Schulgesetz) 

Gemäß 5 91 Abs. 5 Schulgesetz NRW ist 
vor der Besetzung einer Stelle eines schul- 
fachlichen Aufsichtsbeamten im Schulamt 
eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt 
der Kreis oder die kreisfreie Stadt anzuhö- 
ren. Dieses Anhörungsrecht läuft faktisch 
leer, weil häufig nur ein Vorschlag mit einer 
Person für die Besetzung der Stelle seitens 
des Landes gemacht wird, zu dem dann die 
Anhörung des kommunalen Trägers des 
Schulamtes stattfindet. Auch der zeitliche 
Ablauf des Anhörungsverfahrens gestaltet 

sich häufig so, dass es kaum wahrgenom- 
men werden kann, weil die Fristen für die 
Stellungnahme seitens des Landes außer- 
ordentlich knapp bemessen werden. Diese 
aus der Sicht der Kreise und kreisfreien 
Städte unbefriedigende Situation soll u.a. 
nach den Informationen, die uns aus den 
für das Anhörungsverfahren zuständigen 
Bezirksregierungen vorliegen, auch damit 
zusammenhängen, dass das Besetzungs- 
verfahren häufig aus dem Ministerium mit 
entsprechend kurzen Fristen gesteuert 
wird. 
Die Problematik bei der Besetzung von 
Stellen schulfachlicher Aufsichtsbeamten in 
den örtlichen Schulämtern ähnelt der Pro- 
blematik, die sich bisher im Beteiligungs- 
verfahren der Schulträger für die Beset- 
zung von Schulleiterstellen ergab. Wir hal- 
ten es deshalb für wünschenswert, die ört- 
lichen kommunalen Träger der Schulämter 
bei der Besetzung von Stellen für schul- 
fachliche Aufsichtsbeamte schon im Vor- 
feld des Auswahlverfahrens des Landes zu 
beteiligen, bevor die Besetzungsvorschläge 
den kommunalen Trägern der beteiligten 
Schulämter zur Anhörung zugeleitet wer- 
den. Dies sollte im Gesetz geregelt werden. 

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 4/April 2006 40.1 0.04 

Aktive Schüler Cnicht nur1 am 
k Nell-Breuning-Berufskolleg im Kreis Coesfeld 

Lernen nach Stundenplan ist für viele Schülerinnen und Schüler an Berufskollegs längst nicht alles. Sie nehmen darüber hinaus an 
Qualifizierungsmaßnahmen teil, beteiligen sich an karitativen Reisen oder gehen für eine Weile ins Ausland. 

Schüler begleiten Kranke und 
Behinderte nach Lourdes 

Bereits fünf Mal haben bislang Schülergrup- 
pen der Höheren Handelsschule des 
Oswald-von-Nell-Breuning-Berufskollegs in 
Coesfeld in Kooperation mit der Diözesanpil- 
gerstelle Münster kranke und behinderte 
Menschen auf ihrer Pilgerfahrt in den süd- 
französischen Wallfahrtsort Lourdes beglei- 
tet. Nach sorgsamer Vorbereitung im Reli- 
gionsunterricht bestand ihre Aufgabe vor 
Ort  darin, jeweils einen zugewiesenen Men- 
schen, egal ob jung oder alt, individuell zu 
betreuen. Die Pflichten für Schüler und 
begleitende Lehrer umfassten das Schieben 
der Rollstühle zu Prozessionen und Gottes- 
diensten, ergänzt um die gemeinsame Teil- 
nahme sowie das regelmäßige Anreichen der 
Nahrung, intensiver Kontakt und gemeinsa- 

me Veranstaltungen. Die Erfahrungen der 
jugendlichen Schüler sind immer ähnlich: 
Sehr schnell verschwinden Distanzen und 

Scheu, es werden zwischenmenschliche 
Erfahrungen gemacht, die kein Unterricht in 
dieser Form vermitteln kann. Das ,,kleine 

Wunder von Lourdes" ist folglich nicht nur 
die Sensibilisierung für (schwerst)behinderte 
Mitbürger, sondern auch das Erleben gegen- 
seitigen Verständnisses, die Erfahrung von 
Freude, Glück und Dankbarkeit der Betreu- 
ten, das Erleben eigener Möglichkeiten 
sowie ein Überdenken mancher eingefahre- 
ner Lebenseinstellungen. Nebeneffekt für 
die Schüler ist eine „Würdigung der ehren- 
amtlichen Tätigkeit", die dem Schulzeugnis 
beigefügt ist. Auch in diesem Jahr werden 
die Pfingsttage für eine neue Schülergruppe 
wieder im Zeichen von Lourdes stehen. 

Fremdsprachenzertifikate im 
Oswald-von-Nell-Breuning- 
Berufskolleg in Coesfeld 

lm November 1998 beschloss die Kultus- 
ministerkonferenz, eine KMK-Fremdspra- 
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Gesetzesentwurf für  ein Zweites Schulrechtsänderungsgesetz 

Sehr geehrte Damen und Herren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, 

mit Schnellbrief vom 30. März 2006 (Ifd. Nr. 5012006) hatten wir Ihnen den Gesetzesentwurf für ein 
Zweites Schulrechtsänderungsgesetz zugeleitet. Nachfolgend möchten wir Sie kurz über aktuellen 
den Stand des Gesetzgebungsverfahrens informieren: 

Die Anhörung der kommunalen Spitzenverbände durch den Ausschuß für Schule und Weiterbildung 
des Landtags NRW wird am 24. Mai 2006 erfolgen. Am 14. Juni 2006 wird der Ausschuß für Schule 
und Weiterbildung des Landtags NRW abschließend über den Gesetzesentwurf beraten. Die 
Beschlußfassung durch den Landtag soll voraussichtlich am 21.122. Juni 2006 erfolgen. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben sich frühzeitig darauf verständigt, zum Gesetzesentwurf 
eine gemeinsame Stellungnahme abzugeben. Um eine besserer Lesbarkeit der Stellungnahme zu 
gewährleisten, haben wir uns auf die wesentlichen kommunalrelevanten Regelungen beschränkt. 
Wegen der Einzelheiten verweisen wir auf die als Anlage beigefügte Stellungnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung: 
Claus Hamacher 

Diesen Schnellbrief und weitere tagesaktuelle Informationen, Gesetzesvorlagen und -texte, 
Mustersatzungen und -dienstanweisungen etc. aus dem kommunalen Bereich finden Sie im 
kostenlosen lntranet des StGB NRW. Die Zugangsdaten hierfür erhalten Sie im Hauptamt Ihrer 
Kommune. 



eine eindeutige inatei-iell-rechtliche Regelung erforderlich, aus der sich ergibt, wer f i r  die 
Durchführung eines Sprachförderkurses zuständig ist. In dieseln Zusammenhang muss auch 
die Frage des Kostenausgleiches durch das Land geregelt werden, es sei denn, das Land beab- 
sichtigt die Sprachförderkurse mit eigenem Landespersonal in eigenen Räumlichkeiten 
durchzuführen. 

Bei dieser Gelegenheit möchten wir darauf hinweisen, dass es nicht unproblematisch ist, wie 
die Schulämter an die Daten der Kinder kommen sollen, die sich zwei Jahre vor der Einschu- 
lung befinden. Insoweit inüsste aus datenschutzrechtlichen Gründen eine gesetzliche 
Grundlage dafur geschaffen werden, wonach die Schulträger diese Daten an die Schulämter 
weitergeben können. 

Lernmittelfreiheit ( 5  96 Schulgesetz) 

In # 96 Abs. 3 des Referentenentwurfes fur ein 2. Schulrechtsänderungsgecetzes war noch die 
Regelung vorgesehen, dass die Eigenanteile der Eltern bei den Lernmitteln zukünftig für 
Einpfanger von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII, fur Empfänger von ALG 11 
und Sozialgeld nach dein SGB I1 sowie von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge- 
setz entfallen. Diese Regelung haben die kommunalen Spitzenverbände U.  a. deshalb kritisiert, 
weil der Referentenentwurf keinen Kostenausgleich auf der Grundlage des Konnexitätsprin- 
zips zugunsten der Kommunen vorsah. 

Das Land nimmt nunmehr offenbar aus finanziellen Erwägungen Abstand von einer Rege- 
lung, sämtliche ALG II-Empfänger im Hinblick auf den Eigenanteil bei den Lernmitteln 
freizustellen. Zukünftig sollen lediglich Empfangerinnen und Empfanger von laufender Hilfe 
zuin Lebensunterhalt voin Eigenanteil befreit werden. Allerdings soll in 5 96 Abs. 3 Schulge- 
setz nunmehr festgelegt werden, dass der Schulträger über weitere Entlastungen voin 
Eigenanteil in eigener Verantwortung entscheidet. Dabei wird letztlich die Umsetzung des 
regierungsseitigen Versprechens einer Gleichstellung den Kommunen ohne Kostenausgleich 
anheiin gestellt. Problematisch ist an dieser Regelung insbesondere, dass nun die in diesem 
Zusammenhang bestehenden Konflikte vor Ort ausgetragen werden sollen. 

Die koininunalen Spitzenverbände weisen darauf hin, dass insbesondere Kommunen mit 
Haushaltssicherungskonzept bzw. einer vorläufigen Haushaltsfuhrung vielfach nicht in der 
Lage sein werden. über den gesetzlich festgelegten Empfangerkreis hinaus weitere Befreiun- 
gen vorzunehmen. Sie verwahren sich deshalb dagegen, dass das Land durch die vorgesehene 
Regelung und die entsprechende Gesetzesbegründung den Eindruck zu erwecken versucht, 
dass die finanzielle Gleichstellung von ALG II-Empfängern eine von den Kommunen ohne 
Konnexitätsausgleich zu leistende Aufgabe ist. 

Weitere möglicherweise die Kommunen finanziell belastende Regeluiigen der 
Schulgesetzgebung 

Ferner möchten wir auf weitere Regelungen hinweisen, die die Kommunen in Zukunft in f i -  
nanzieller Hinsicht belasten könnten: 

Zum jetzigen Zeitpunkt ist fur die kommunalen Spitzenverbände noch nicht absehbar, ob die 
durch das Zweite Schulrechtsänderungsgesetz geplante Abschaffung der Schulbezirke ( 5  84), 
die Stärkung der dienstrechtlichen Kompetenzen der Schulleitungen ( 5  59 Abs.4 und 5 )  sowie 
durch die - allerdings durch eine frühere Schulrechtsänderung bereits eingeführte - Verkür- 
zung des Abiturs auf acht Jahre weitere Kosten in Zukunft anfallen werden. 
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Betr.: Übernahme des Eigenanteils bei der Lernmittelfreiheit für ALG Il-Empfänger 
hier: Umfrage bei benachbarten Genieinden 

Vor Durchführung der Sitzung des Schulausschusses am heutigen Tage wurde bei 
benachbarten Gemeinden eine Umfrage bzgl. der dortigen Verfahrensweise zur 
Übernahme des Eigenanteils bei der Lernmittelfreiheit für ALG Il-Empfänger und deren 
Gleichstellung mit Sozialhilfeempfängern (Grundsicherung) gestellt. 

Die Sachbearbeiterlirinen der Schulverwaltuqgsämter gaben wie folgt Auskunft: 

Stadt Geilenkirchen: 
Keine Übernahme des Eigenanteils für ALG Il-Empfänger, 

Stadt Erkelenz: 
Keine Übernahme des Eigenanteils für ALG Il-Erripfänger, 

Stadt Baesweiler: 
Keine Übernahme des Eigenanteils für ALG Il-Empfänger, 

Stadt Hückelhoven: 
Keine Übernahme des Eigenanteils für ALG Il-Empfänger, 

Stadt Ganaelt: 
Keine Übernahme des Eigenanteils für ALG Il-Empfänger, 

die Sachbearbeiterin der Stadt Gangelt teilte weiter mit, dass die 

Gemeinde Waldfeucht: 
ebenfalls keine Übernahme des Eigenanteils für ALG Il-Empfänger praktiziere, die 

Gemeinde Selfkant: 
hingegen die Überiiahme des Eigenanteils für ALG Il-Empfänger bereits durchführe 
bzw. durchführen wolle. Dies erkläre sich möglicherweise durch die vergleichsweise 
niedrige Fallzahl. 
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Novellierung des Schulgesetzes, hier: Lernmittelfreiheit 

Nachdem der v.g. Tagesordnungspunkt in der Sitzung des Ausschusses für Schule, Sport und 
Kultur sowie in der gestrigen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vorberaten wurde, 
waren folgende zwei Fragen zu klären: 

1. Kann die Ubernahme des Eigenanteiles der Eltern befristet erfolgen? 

2. Kann die Ubernahme des Eigenanteiles auf Eltern mit Wohnsitz in Ubach- 
Palenberg beschränkt werden? 

Hierzu wurde heute Morgen Rücksprache mit dem Hauptreferenten fur Schule und 
Weiterbildung beim Städtetag NRW, Herrn Klaus Hebborn (Tel. 0221 / 3771-0) genommen. 

Als Ergebnis ist folgendes festzuhalten: 

z u  1 .  
Nach dem derzeitigen Gesetzesentwurf mit der Formulierung „Uber weitere Entlastungen 
vom Eigenanteil entscheidet der Schulträger in eigener Verantwortung." ist es dem 
Schulträger unbenommen, eine Befristung über weitere Entlastungen festzusetzen. 

zu 2 
Hier ist eindeutig das Schulträgerprinzip zu beachten. Im Rahmen des Gleichheitsgrundsatzes 
hat der Schulträger alle Schülerlinnen ohne Rücksicht auf ihren Wohnsitz gleich zu 
behandeln. Im Rahmen des Finanzausgleiches erhält der Schulträger auch fur alle Schüler die 
gleiche Zuwendung. 

Eine andere Verfahrensweise wäre eindeutig rechtswidrig! 

1 Mainz 


